




Mikroblogs als Instrumente der 
Systemstabilisierung in der VR China
Nele Noesselt
Am 9. September 2012 veröffentlichte das China Internet Network Information Center 
(CNNIC) die aktuellen Zahlen zur Entwicklung des chinesischen Internets. In weniger 
als einem Jahr hat sich die Zahl der „staatlichen“ Mikroblogs mit derzeit 80.000 Accounts 
vervierfacht (Vergleichspunkt November 2011: 20.000). 
Analyse
Die Nutzung von Mikroblogs durch staatliche Stellen und Parteikader ist Teil der Stra-
tegie des chinesischen Partei-Staates, das Internet zur Stabilisierung des politischen Sys-
tems einzusetzen. Über staatliche Mikroblogs werden offizielle und fundierte Informatio-
nen verbreitet; ein Angebot, das von der chinesischen Gesellschaft durchaus aufgegriffen 
wird.
  Einblick in die öffentliche Meinung gewinnt der Partei-Staat über die Auswertung der 
auf „zivilen“, also nicht staatlichen, Mikroblogs geführten Online-Debatten. Diese lie-
fern dem Partei-Staat Informationen über Anliegen und Bedürfnisse der Bevölkerung, 
welche dieser präemptiv aufnimmt, hierdurch die Effizienz seiner Regulierungs- und 
Steuerungsmaßnahmen erhöht – und letztendlich dadurch den Legitimitätsglauben 
der Bevölkerung bestärkt.
  Mit der Einführung neuer Informations- und Kommunikationsmedien wandeln sich 
die staatlich-zivilen Beziehungen. Für „zivile“ Akteure eröffnen Mikroblogs neue 
Möglichkeiten der Vernetzung und Interessenskoordination. 
  In diesem Sinne beenden „zivile“ Mikroblogs das Informationsmonopol des chine-
sischen Partei-Staates und erhöhen den Druck auf das System, Informationen über 
aktuelle Entwicklungen möglichst zeitnah zu veröffentlichen. Mikroblogs überneh-
men somit eine Korrektiv- und Kontrollfunktion. 
Schlagwörter: VR China, E-Government, staatlich-zivile Interaktionen, Legitimität
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Mikroblogs im chinesischen Internet
Seit wenigen Jahren verzeichnen Mikroblogs als 
neues Kommunikationsmedium eine nahezu ex-
plosionsartige Ausbreitung im chinesischen In-
ternet. Die einzelnen Mikroblog-Beiträge sind auf 
140 Schriftzeichen begrenzt, ihre Verbreitung und 
ihr Wirkungsgrad sind enorm. Im Jahr 2011 wa-
ren insgesamt 250 Mio. Mikroblogs in China re-
gistriert. Gegenüber dem Jahr 2010 hatte sich ihre 
Zahl damit verdreifacht (CNNIC 2012). Neben den 
„zivilen“ Mikroblogs, die von privaten Internet-
nutzern eröffnet werden, weist das chinesische In-
ternet jedoch eine Besonderheit auf: Nicht nur dass 
die staatlichen Behörden und Einrichtungen so-
wie Mitglieder der Regierungs- und Staatsorgane 
grundsätzlich, wie auch in anderen Staaten der 
Welt, ihre eigenen Mikroblogs unterhalten – ihre 
Zahl verzeichnet einen rapiden Anstieg. Während 
noch im Oktober 2010 etwa 550 staatliche Mikro-
blogs auf Sina.com registriert waren, wurden im 
Jahr 2011 bereits 20.000 verzeichnet. Dieser Trend 
setzt sich fort. Die Tatsache, dass für das Jahr 2012 
offiziell über 80.000 staatliche Mikroblogs gemel-
det sind (Xinhua 2012b), illustriert die zentrale Be-
deutung, die der chinesische Partei-Staat diesem 
neuen Medium zuschreibt. 
Das gesteigerte Interesse des chinesischen Par-
tei-Staates an modernen IT-Kommunikationsele-
menten erklärt sich nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund der Entwicklungen im globalen Kontext. 
Neue Kommunikationsmedien wie Twitter und 
Facebook wurden als Katalysatoren der „Arabel-
lion“, aber auch der Proteste in London und Athen 
identifiziert. Angesichts dieses Potenzials der neu-
en Technologien ergibt sich, dass sich der chine-
sische Partei-Staat gewissermaßen gezwungen 
sieht, mit den Entwicklungen des chinesischen In-
ternets Schritt zu halten. 
Mikroblogs sind in die Strategie des chine-
sischen Partei-Staates integriert worden, welche 
darauf abzielt, das Internet zur Stabilisierung des 
politischen Systems einzusetzen: 
Der chinesische Staat hat seine eigene Mikro-
blog-Präsenz massiv ausgebaut und stellt damit 
ein breites Angebot offiziell geprüfter Informa-
tionen bereit. Die „staatlichen“ Mikroblogs sind 
folglich serviceorientiert. Zum Informationsspek-
trum zählen beispielsweise Stau- und Verkehrs-
meldungen, Sicherheitswarnungen, Informationen 
zur Stadtpolitik – aber mitunter auch zur Politik 
auf zentralstaatlicher Ebene. 
Die zusätzlich seitens des chinesischen Partei-
Staates eingeleiteten Schritte im Bereich der Medi-
enpolitik zielen allesamt darauf ab, das Informati-
onsmonopol des Staates wiederherzustellen und 
zu verhindern, dass Mikroblog-Debatten eine Ei-
gendynamik entfalten, die das System als solches 
gefährden könnten (Ding 2009). Um die Anony-
mität des Netzes aufzuheben, wurde im Jahr 2011 
festgesetzt, dass sich die Internetnutzer bei der Er-
öffnung eines Mikroblogs mit ihrem richtigen Na-
men registrieren müssen (China Daily 2011).
Zivile Mikroblogs liefern den politischen Eli-
ten Informationen, die es diesen ermöglichen, die 
Effizienz und Legitimität des Systems zu erhöhen. 
Denn ein zentrales Problem, das Fehlen von In-
formationen über die Vorgänge auf lokaler Ebene, 
kann, natürlich mit Einschränkungen, durch die 
Auswertung von Mikroblog-Debatten überwun-
den werden. Im Gegenzug allerdings haben die po-
litischen Eliten jedoch nicht nur die Möglichkeit, 
auf die indirekt artikulierten Interessen der chine-
sischen Bevölkerung zu reagieren, sie sind auch 
ihrerseits zum Handeln und zum Offenlegen von 
Informationen gezwungen. Somit können Mikro-
blogs eine Korrektivfunktion übernehmen und die 
Transparenz des Systems erhöhen. 
Mikroblogs sind damit, wie im Folgenden ge-
zeigt werden soll, ein zweischneidiges Schwert. 
E-Government in China
Der Aufbau staatlicher Mikroblogs als neue Kom-
munikationsplattform zwischen Partei-Staat und 
Gesellschaft knüpft an die E-Government-Strate-
gie der chinesischen Regierung an, die diese seit 
der frühen post-maoistischen Reformära verfolgt 
(Kluver 2005; Lagerkvist 2005), erweitert diese 
aber auch um neue Elemente. E-Government im 
ursprünglichen Sinne bezeichnet die Digitalisie-
rung und Verlagerung administrativer Prozesse 
ins Internet. Die chinesische E-Government-Stra-
tegie geht jedoch über dieses noch hinaus, da sie 
die Verschlankung und Effizienzsteigerung im Ver-
waltungsbereich mit ihrer Legitimierungsstrategie 
verknüpft. Im Unterschied zu E-Governance, wel-
che die aktive Beteiligung der Bevölkerung in den 
Mittelpunkt stellt, beruht dieses E-Government-
Modell auf Top-down-Prinzipien und ist Teil der 
staatlichen Verwaltungs- und Steuerungsinstru-
mentarien. 
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Die Notwendigkeit einer Restrukturierung des 
administrativen Systems in der post-maoistischen 
Reformära ergibt sich aus den Veränderungen, 
welche die Wirtschaftsreformen mit sich gebracht 
haben. Die Pluralisierung des chinesischen Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystems führt zu einem 
Informationsverlust auf zentralstaatlicher Ebene. 
Durch die Digitalisierung von Verwaltungsakten 
versucht die Zentralregierung nicht nur administ-
rative Prozesse zu vereinfachen und zu vereinheit-
lichen, sondern auch die diesbezüglichen Daten 
zentral zu bündeln. In erster Linie soll hierdurch 
die Kontrolle der Zentrale über die Provinzen si-
chergestellt werden. 
Ziel der chinesischen E-Government-Strategie 
ist, wie die Berichte zum 16. und 17. Parteitag fest-
halten, der Aufbau einer effizienten und service-
orientierten Verwaltungsstruktur. Allerdings ver-
knüpft der Bericht des Generalsekretärs Hu Jintao1 
auf dem 17. Parteitag (der Kommunistischen Par-
tei Chinas) im Jahr 2007 E-Government zugleich 
mit der neuen Strategie des „social managements“ 
(shehui guanli), der staatlich gesteuerten Verwal-
tung und Koordination der Gesellschaft (Hu 2007). 
Doch der chinesische Partei-Staat sammelt nicht 
nur verwaltungsbezogene Daten, sondern veröf-
fentlicht auch mehr und mehr Informationen über 
die staatlichen Behörden und Institutionen im 
Netz. Dieser Schritt zielt darauf ab, durch die Stär-
kung der Transparenz staatlichen Handelns sei-
tens der chinesischen Bevölkerung Legitimität und 
Unterstützung für das politische System zu gene-
rieren. Gegen Ende der 1990er Jahre initiierte die 
chinesische Regierung das „Government-Online-
Projekt“: Die Internetseiten der staatlichen Behör-
den und Einrichtungen sollten unter einem überge-
ordneten virtuellen Dach verlinkt werden. Kritiker 
bemängelten jedoch, dass zwar hierdurch ein Intra-
net der staatlichen Einrichtungen entstanden sei, 
jedoch die Responsivität – die Fähigkeit und Be-
reitschaft der politischen Eliten, auf Anfragen der 
Bevölkerung zu reagieren – nicht ausgebaut wor-
den sei (Zhang 2002). In den letzten Jahren haben 
sich die Strukturen zumindest auf Provinzebene je-
doch zum Positiven verändert: Auf den meisten In-
ternetseiten der chinesischen Provinzregierungen 
finden sich offene Meinungsumfragen, virtuelle 
Briefkästen für Beschwerden und Online-Diskus-
1 Hu Jintao (*1942) fungiert als Generalsekretär der Kommunis-
tischen Partei Chinas und als Staatspräsident der VR China. 
Zugleich hat er den Vorsitz der Zentralen Militärkommission 
inne.
sionsforen, die den Austausch zwischen Politikern 
und Bevölkerung ermöglichen sollen (Jiang und 
Xu 2009).
Bezeichnen lässt sich diese Entwicklung auch 
als Form der Deliberation2 im Online-Kontext. An-
stelle von Wahlen und Partizipation werden Mi-
kroblogs und Online-Foren als Archive der öffent-
lichen Meinung und damit indirekt gegenüber 
dem Partei-Staat artikulierter Interessen identifi-
ziert. Während die Regierung einerseits durch die 
Konsultation mit Fachexperten eine möglichst ef-
fiziente und strukturierte Praxis des Regierens an-
strebt, versucht sie andererseits durch die Reflexion 
der öffentlichen Meinung eine breitere Legitimati-
onsbasis aufzubauen. Gerade angesichts der ge-
genwärtigen Wirtschaftskrise, welche einen rein 
auf Effizienz und Wirtschaftsleistung beruhenden 
Herrschaftsanspruch nur allzu schnell wie ein Kar-
tenhaus zusammenstürzen lassen könnte, ist dies 
ein sehr überlegter und strategischer Schachzug. 
Staat und Gesellschaft im digitalen Zeitalter 
Insbesondere unter der Hu-Wen3-Regierung sind 
deutliche Signale gesetzt worden, den Austausch 
zwischen Partei-Staat und Bevölkerung gestützt 
auf moderne Internettechnologien auszubauen. Im 
Januar 2007 forderte Hu Jintao die Parteimitglieder 
auf, ihre „Internetlesefähigkeit“ zu erhöhen, das 
heißt bei der Ausformulierung politischer Richtli-
nien und Beschlüsse auch die öffentliche Meinung, 
dokumentiert über Online-Foren und Blogs, zu be-
rücksichtigen. Zudem sind die Führungspolitiker 
in den letzten Jahren wiederholt in den direkten 
Austausch mit der chinesischen Bevölkerung ein-
getreten: Im Jahr 2008 stellte sich Hu Jintao den 
Fragen chinesischer Internetnutzer in einem ersten 
Online-Chat. Ebenso haben seitdem jährlich On-
line-Fragerunden mit dem chinesischen Minister-
präsidenten Wen Jiabao stattgefunden. Diese Chat- 
runden haben einen höchst symbolischen Wert. 
Denn sie zeigen, dass die Partei zwar ihrem An-
spruch nach für das Volk regiert, hierbei aber im-
2 In demokratischen Systemen steht Deliberation für die aktive 
Mitwirkung der Bürger an der Politik, indem diese ihre Po-
sitionen und Ideen in die öffentlichen Debatten einbringen. 
Dieser Meinungsaustausch zwischen politischen Eliten und 
Bevölkerung soll zur Steigerung der demokratischen Legitimi-
tät des Systems beitragen. Deliberation – beratende, erörternde 
Diskurse – ist aber, wie der chinesische Fall zeigt, auch ein Kern- 
element reformierter autokratischer Systeme.
3 Wen Jiabao (*1942) hat seit dem Jahr 2003 das Amt des Premier- 
ministers inne.
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mer wieder auf die Rückkopplung mit der chine-
sischen Bevölkerung angewiesen ist. Diese sich 
hierin widerspiegelnde Neubewertung der staat-
lich-zivilen Interaktionsmuster wurde exempla-
risch bereits in der „Resolution zur Stärkung der 
Regierungsfähigkeit der Partei“ (2006) dokumen-
tiert, in welcher es heißt, dass die Legitimität der 
Partei dieser weder von Natur aus gegeben noch 
auf immer eigen sei. Aus dieser Erkenntnis ergibt 
sich die Notwendigkeit einer permanenten Re-Le-
gitimierung des politischen Systems, sei es durch 
die Bereitstellung von Gütern und die effiziente 
Verwaltung des Staates, sei es durch symbolische 
Handlungen (Noesselt 2012).
Im Mai 2008 traten zudem die Bestimmungen 
zur Offenlegung von Informationen über die Ar-
beit der Regierung in Kraft, auch dies ein Schritt 
in Richtung Systemreform: Durch die Selbstver-
pflichtung des chinesischen Partei-Staates zu mehr 
Transparenz soll nicht nur die Unterstützung der 
Bevölkerung für das politische System gestärkt, 
sondern zugleich auch der Korruption ein Riegel 
vorgeschoben werden. Die staatlichen Kampagnen 
zur Korruptionsbekämpfung binden die im Inter-
net über Mikroblogs berichteten Vorfälle gezielt in 
ihre Ermittlungen ein.
Staatliche Mikroblogs werden von der Bevölke-
rung durchaus als neue Informationsmedien ange-
nommen. Im Prinzip übernehmen Mikroblogs die 
Funktionen, die zuvor von den Internetseiten der 
chinesischen Nachrichtenagentur und den Infor-
mationsplattformen der großen Städte ausgefüllt 
worden waren. Doch wie erklärt sich das Interes-
se der Bevölkerung an „staatlichen“ Informatio-
nen? Während im Außenblick auf das chinesische 
Internet primär der Aspekt des Online-Dissiden-
tentums in den Mittelpunkt gerückt wird, zeigt 
die Innenperspektive, dass nur ein geringer An-
teil der Internetnutzer politisch aktiv ist. Die über-
wiegende Mehrheit nutzt das Internet und auch 
Mikroblogs für unpolitische Aktivitäten und viele 
stehen „privaten“ Meldungen im Netz durchaus 
skeptisch gegenüber. Denn immer wieder sind 
über das Internet Gerüchte in Umlauf gebracht 
worden, die bisweilen auch dramatische Folgen 
hatten. So wurde nach Fukushima auf nicht offi-
ziellen Mikroblogs von der Explosion eines Atom-
kraftwerkes in China berichtet – bei dem Versuch, 
der vermeintlichen Katastrophe zu entfliehen, kam 
es zu Massenkarambolagen und Verletzten. Eben-
so wurden dubiose Informationen, wie man sich 
gegen die Auswirkungen der Atomkatastrophe in 
Japan schützen könne, über Mikroblogs verbrei-
tet (Renmin Ribao 2012). Insofern erklärt sich, dass 
die staatlichen Kampagnen zur Einschränkung der 
Anonymität des Internets – Offenlegung der Iden-
tität der Mikroblognutzer („real-name registra- 
tion“) – nicht grundlegend überall auf Ablehnung 
stoßen.
Informationen, die über staatliche Mikroblogs 
verbreitet werden, gelten als offiziell geprüft und 
bestätigt. Dass jedoch die staatlichen Mikroblogs 
nicht als unidirektionale Propagandainstrumente 
eingestuft werden sollten, verdeutlicht der Mikro-
blog der Shanghai Metro: Über zivile Mikroblogs 
hatten im Juli 2011 Augenzeugen ein schweres 
Zugunglück nahe der Stadt Wenzhou dokumen-
tiert, das in den staatlichen Medien zunächst un-
erwähnt geblieben war. Der verschleiernde Um-
gang der staatlichen Einrichtungen mit dem Unfall 
hatte erhitzte Debatten unter den chinesischen In-
ternetnutzern angestoßen, zur größten Online-Dis-
kussion überhaupt mit über 26 Mio. Mikropostings 
geführt und so die Behörden schließlich zu einer 
Offenlegung der Daten gezwungen. Dieser Präze-
denzfall blieb nicht ohne Lernerfolg: Wenig später 
im Jahr nutzten die Betreiber der Shanghai Metro 
ihren Mikroblog, um ihrerseits die Öffentlichkeit 
über eine Zugkollision, bei der etwa 300 Menschen 
verletzt wurden, unmittelbar nach dem Vorfall zu 
informieren und sich offiziell bei den Betroffenen 
zu entschuldigen (Global Times 2011). Damit sollte 
eine Online-Kritikwelle, wie nach dem Eisenbahn-
unglück bei Wenzhou, von vornherein unterbun-
den werden. 
Das Internet als Faktor der Systemstabilisierung
In der VR China hat die Einführung des Internets 
Mitte der 1990er Jahre nicht zu einer Systemtrans-
formation geführt. Es haben sich zwar neue zivile 
Freiräume entwickelt – der chinesische Partei-Staat 
beansprucht allerdings weiterhin die Kontrollho-
heit über die traditionellen und modernen Medien. 
Das Internet, insbesondere Online-Diskussionsfo-
ren wie Mikroblogs, wird in Studien zur chine-
sischen E-Government-Strategie nicht als ein das 
System destabilisierender Faktor, sondern viel-
mehr als ein Schlüsselelement zur Legitimierung 
und Stabilisierung identifiziert. Die Zentralität des 
Stabilisierungsaspekts spiegelt sich nicht zuletzt in 
den Strukturen der staatlichen Mikroblogs wider. 
Mehr als zwei Drittel dieser Blogs werden von Or-
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ganen und Einrichtungen unterhalten, die dem Be-
reich der öffentlichen Sicherheit zuzuordnen sind. 
Hieraus lassen sich folgende Schlüsse ableiten: Die 
Wahrung der gesellschaftlichen Stabilität und Ko-
häsion steht auf der Agenda der politischen Füh-
rungselite an oberster Stelle. Auch für die kommen-
de Führungsgeneration, die mit dem 18. Parteitag 
im November 2012 nachrücken wird, haben gesell-
schaftliche Fragen absolute Priorität. In Anbetracht 
der Unruhen und Proteste in China – beispiels-
weise die Demonstrationen von Bauern in Wukan 
Ende 2011 gegen illegale Landnahme oder die von 
Städtern in Qidong im Juli 2012 gegen die geplante 
Einleitung von Industrieabwässern – offenbart sich 
den politischen Eliten und ihren Beratern die Not-
wendigkeit, an der Lösung der Probleme der be-
troffenen Bevölkerungsgruppen zu arbeiten und 
auch den indirekten Dialog mit der Bevölkerung 
zu suchen – über Online-Chats und Mikroblogs. 
Wie ein Leitartikel der Renmin Ribao (Volkszeitung) 
2011 festhielt, gelte es, die „versunkenen Stimmen 
der schweigenden Mehrheit“ ans Licht zu beför-
dern und auf die Anliegen der Bevölkerung bei der 
Politikgestaltung zu reagieren (Renmin Ribao 2011). 
Zu risikoreich erschienen den chinesischen Be-
hörden allerdings die Debatten, die infolge des 
Sturzes von Bo Xilai4, der als Kandidat für den 
Ständigen Ausschuss des nächsten Politibüros ge-
handelt worden war, über chinesische Mikroblogs 
kursierten. Von Putschversuchen, Militäraufgebot 
in Beijing, sogar von offenen Kämpfen zwischen 
den verschiedenen Faktionen der Partei war dort 
die Rede. Daraufhin wurde die Kommentarfunk-
tion der führenden chinesischen Mikroblogging-
Dienste Sina Weibo und Tecent vorübergehend 
ausgesetzt. Nichtsdestotrotz – die Kommentare 
und Diskussionen haben sicherlich ihren Teil dazu 
beigetragen, dass die Affäre um Bo Xilai und sei-
ne Frau Gu Kailai nicht verschwiegen, sondern ak-
tiv in den staatlichen Medien thematisiert wurde.
In einem anderen Fall arbeiteten die chinesi-
schen Mikroblogger dem chinesischen Partei-Staat 
bei seinem Unternehmen, die Stabilität und Legiti-
mität des Systems zu befördern, durchaus zu: Im 
4 Bo Xilai war bis März 2012 Parteisekretär der regierungsunmit-
telbaren Stadt Chongqing. Nach der Verurteilung seiner Frau 
Gu Kailai wegen Mordes wurde Bo selbst im September 2012 
offiziell aus der Partei ausgeschlossen und aller Ämter entho-
ben. Gegen ihn laufen disziplinarische Ermittlungen. Der Sturz 
eines intern als Kandidat für das Politbüro gehandelten Politi-
kers im Vorfeld des Parteitages schien zeitweise das Ideal eines 
reibungslosen und friedlichen Machtwechsels in weite Ferne 
rücken zu lassen – die diesbezüglichen Mikroblogspekulati-
onen wurden als „Gerüchte“ zensiert.
Zuge des Konflikts zwischen Japan und China um 
die Diaoyu-Inseln im Ostchinesischen Meer for-
mierte sich im chinesischen Internet eine breit ge-
fächerte patriotische Bewegung (Xinhua 2012a).5 
Bei den anti-japanischen Protesten, die im Jahr 
2005 in China stattfanden und sich gegen die Art 
und Weise der Darstellung der sino-japanischen 
Geschichte in japanischen Schulbüchern richteten, 
waren die Protestmärsche weitgehend über SMS 
und E-Mails initiiert worden (New York Times 2005). 
Nun haben Mikroblogs diese Funktion übernom-
men – sie dienen also auch in China der Koordi-
nation gesellschaftlicher Protestbewegungen. Al-
lerdings sind sich die politischen Eliten sehr wohl 
der Problematik bewusst, dass solche Protestbewe-
gungen auch sehr schnell in Demonstrationen ge-
gen das Regime umkippen und eine Eigendynamik 
entfalten können. Im Jahr 2005 waren die anti-ja-
panischen Proteste aufgrund dieser Überlegungen 
relativ schnell unterbunden worden. Auch im Jahr 
2012 erfolgen nun mittlerweile Versuche, die pa-
triotischen Mikroblogs in ihre Grenzen zu verwei-
sen. Allerdings müssen die politischen Eliten hier-
bei behutsam vorgehen, um sich nicht den Unbill 
der patriotisch-nationalen Kräfte zuzuziehen.
Systemadaption und Wandel der staatlich-
zivilen Interaktionsmuster
Entgegen der normativen Erwartungen der An-
hänger modernisierungstheoretischer, technolo-
giegläubiger Modelle hat das Internet in China 
keine digitale Systemtransformation in Richtung 
einer Demokratisierung nach westlichem Vorbild 
angestoßen.6 Jedoch haben neue IT-Technologien 
auch im Ein-Parteien-System der VR China grund-
sätzlich zu einem Wandel der staatlich-zivilen 
Strukturen beigetragen. Trotz etwaiger Einschrän-
kungen bietet das chinesische Internet durchaus 
neue Wege der zivilen Einflussnahme an.
Indirekt wird die Einbindung der chinesischen 
Bevölkerung in die politische Entscheidungsfin-
dung schon seit einigen Jahren vorangetrieben. 
Im März 2006 wurde ein Online-Forum zu den 
jährlichen Plenarsitzungen des Nationalen Volks-
kongresses und der Politischen Konsultativkon-
5 Andere Blogs distanzierten sich jedoch auch kritisch von den 
neuen nationalistischen Tendenzen und den gewaltsamen 
Ausschreitungen gegen japanische Einrichtungen in China.
6 Vgl. zu dieser Debatte über das Internet als „liberation tech-
nology“ insbesondere Diamond 2010.
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ferenz des Chinesischen Volkes eingerichtet. Auf 
diesem berichteten die Abgeordneten über die Sit-
zungen; die chinesischen Internetnutzer waren zu 
Kommentaren eingeladen. Auch wenn nicht nach-
vollzogen werden kann, inwiefern diese Online-
Debatten auf die chinesische Politik Einfluss neh-
men, illustriert dieser Schritt doch die Überlegung, 
dass die Partei in einem nicht demokratisch legi-
timierten System nur für das Volk und in seinem 
Sinne regieren kann, wenn auch eine ständige 
Überprüfung der Interessen und Anliegen der Be-
völkerung erfolgt.
Inzwischen sind diese indirekten Konsultati-
onsverfahren zwischen staatlichen Einrichtungen 
und ziviler Gesellschaft auch auf andere Verwal-
tungsebenen ausgeweitet worden. So werden 
Vorlagen für Gesetzesentwürfe im Internet zur 
Diskussion gestellt, beispielsweise im Bereich Um-
weltpolitik oder mit Blick auf den Themenbereich 
der sozialen Kohäsion.
Von E-Government zu E-Governance?
Unidirektionale Informationsverbreitung über die 
traditionellen Nachrichtenorgane des chinesischen 
Partei-Staates gehört zumindest in der Theorie der 
Vergangenheit an. Die E-Government-Strategie der 
chinesischen Regierung bemüht sich um eine Ba-
lance zwischen staatlichen und zivilen Interessen, 
mit dem Ziel der Systemstabilisierung. Im Online-
Kontext werden Experimente der gesellschaft-
lichen Mitbestimmung fortgesetzt, die mitunter 
bereits im lokalen Kontext einzelner fortschritt-
licher Provinzen und Kreise ausgetestet worden 
sind (Leib und He 2006).
In der Amtszeit von Hu Jintao und Wen Jiabao 
ist das chinesische E-Government-Konzept weiter-
entwickelt worden. An die Stelle der Verschlan-
kung und Rezentralisierung von administrativen 
Prozessen ist die Koordinierung der staatlich-zi-
vilen Interessen und Zielsetzungen getreten. Wa-
ren E-Business und E-Government die zentralen 
Anliegen der chinesischen Regierung bei der Ein-
führung des Internets in China in den 1990er Jah-
ren, zeichnen sich somit mittlerweile Tendenzen 
in Richtung E-Governance ab. Die öffentliche Mei-
nung im Netz wird von staatlicher Seite nicht nur 
aufmerksam beobachtet, sondern auch bei der 
Konzeption von politischen Richtlinien und Rah-
menvorgaben berücksichtigt. Dieses Konzept weist 
jedoch kontextspezifische Züge auf und sollte nicht 
vorschnell mit dem allgemeinen normativen Go-
vernance-Ansatz, welcher die Rolle der Zivilgesell-
schaft als Opposition zum Staat in den Mittelpunkt 
rückt, gleichgesetzt werden. Alle Versuche der ad-
ministrativen Reformen, welche die chinesische 
Regierung in den vergangenen Jahren umgesetzt 
hat, zielen auf die Inkorporation und Kooptati-
on gesellschaftlicher Akteursgruppen ab, die Ent-
wicklung einer eigenständigen „zivilgesellschaft-
lichen“ Bewegung jenseits des Staates ist nicht 
vorgesehen. Dennoch – in vielen Bereichen sieht 
sich auch der chinesische Partei-Staat gezwungen, 
einem Staatsversagen durch die Auslagerung von 
Prozessen auf untergeordnete Verwaltungsebenen 
entgegenzuwirken. Zugleich aber geht hiermit ein 
Kontrollverlust einher. Um diesem entgegenzu-
wirken, kooperiert die Zentralregierung mit der 
lokalen Bevölkerung oder eben auch mit den chi-
nesischen Internetnutzern. 
Einzelne Provinzen haben die „öffentliche Mei-
nung zur Lokalpolitik“ als Sonderkapitel in ihre 
Jahresberichte aufgenommen, wobei diese aus der 
Analyse ausgewählter Online-Foren und Online-
Umfragen ermittelt wird. Für die zentralstaatliche 
Politik wurden entsprechende Erhebungen von 
Mikroblog-Daten in den Jahren 2010/2011 durch-
geführt und in Form zweier Berichte im Dezember 
2011 veröffentlicht.7 Kritisiert wurde in diesen Be-
richten, dass die chinesische E-Government-Strate-
gie bislang hinter den theoretischen Zielsetzungen 
zurückgeblieben sei. Bemängelt wurde, dass nur in 
seltenen Fällen ein unmittelbarer Austausch zwi-
schen Regierungsvertretern und Bevölkerung er-
folge, einzelne Mikroblogs eher selten aktualisiert 
würden und überhaupt im Prinzip die alte Strate-
gie der staatlich-zentralistischen Informationssteu-
erung widerspiegelten. Diese durchaus offene Kri-
tik verdeutlicht, welche Relevanz dem Ausbau der 
Kommunikation zwischen Staat und Gesellschaft 
gegenwärtig zugeschrieben wird.
Es bleibt nunmehr abzuwarten, welche Erwei-
terungen der chinesischen Online-Strategie der 
18. Parteitag, geplant für November 2012, mit sich 
bringen wird. 
7 Zur öffentlichen Meinung werden beständig entsprechende 
Datensätze erstellt und veröffentlicht, sowohl im Internet als 
auch als Teilkapitel in Blaubüchern zur gesellschaftlichen Ent-
wicklung. Der Bericht aus den Jahren 2011/2012 widmete sich 
erstmals ausschließlich den Mikroblog-Debatten.
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